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Entmischtes zum Vermischungsverbot des § 9 Abs. 2
KrWG

I. Einleitung

Die Anwendung des Verbots der Vermischung, einschließ-
lich der Verdünnung, gefährlicher Abfälle mit anderen Ka-
tegorien von gefährlichen Abfällen oder mit anderen Abfäl-
len, Stoffen oder Materialien macht in der Praxis gerade in
jüngster Zeit erhebliche Probleme. Grundsätzlich ist dieVer-
mischung dieser Abfälle untereinander oder mit anderen
Stoffen gemäß § 9 Abs. 2 S. 1 KrWG unzulässig. Ausnahms-
weise ist jedoch nach § 9 Abs. 2 S. 2 KrWG eine Vermi-
schung unter bestimmten Voraussetzungen zulässig.1 Da-
von wird häufig in den Fällen Gebrauch gemacht, in denen
gefährliche Abfälle zunächst behandelt werden (müssen),
um durch den Behandlungsvorgang die Voraussetzungen
zu schaffen, diese Abfälle in bestimmte Entsorgungsanla-
genzur endgültigenEntsorgung (vorrangig zurVerwertung,
nachrangig zur Beseitigung) verbringen zu können. Zwei
Beispiele mögen dies illustrieren:
– In Verbrennungsanlagen fallen sehr große Mengen an

Stäuben an, die einen hohen wasserlöslichen Anteil von
50 % und mehr haben, die aber auch hohe Bleikonzen-
trationen von über 3.000 mg/kg aufweisen können. Eine
Deponierung (Deponieklasse III, vgl. § 2 Nr. 9 DepV) wä-
re nach Maßgabe des § 6 Abs. 3 i.V.m. den Zuordnungs-
werten in Tabelle 2 des Anhangs 3 DepV nicht zulässig.
Eine gezielte Aufbereitung der Stäube für den Bergver-
satz durch die Behandlung mit anderen Abfallstoffen,
wie sie in der Praxis bundesweit geläufig ist, wäre zwar

möglich. Würde man hier jedoch die Annahme für den
Bergversatz davon abhängig machen, dass schon die ein-
zelnen, unvermischten Ausgangsstoffe, die in die Aufbe-
reitung eingehen, die Schadstoffgrenzwerte der End-Ent-
sorgungsanlage einhalten, würde das dazu führen, dass
die in Betracht kommendenVersatzbergwerke die gezielt
nach ihren Vorgaben behandelte Abfallmischung nicht
annehmendürften,wenndieWerteerstnachderBehand-
lung mit anderen Abfallstoffen (z.B. zur Einstellung der
Rieselfähigkeit, der Korngröße oder des Eluatverhaltens
nach Vorgaben der End-Entsorgungsanlage) von dem
dann imZuge der Behandlung entstehenden „neuen“ Ab-
fall (vgl. § 3 Abs. 8 Nr. 2 KrWG, Abschnitt 19 – Abfälle
aus Abfallbehandlungsanlagen – der Anlage zur Abfall-
verzeichnisverordnung – AVV) eingehalten werden.

– Alsweiteres Beispiel seien saure Galvanikabfälle, wie z.B.
Phosphatierschlämme genannt. Auch hier stößt die Ab-
lagerung auf einer Deponie der Klasse III wegen be-
stimmter Metalle im Eluat und wegen des pH-Werts ge-

* Der Verfasser ist Fachanwalt für Verwaltungsrecht im Paderborner Bü-
ro der BRANDI Rechtsanwälte Partnerschaft mbB.

1 Siehe ausführlich dazu Kropp, Getrennthaltungsgebote und Vermi-
schungsverbote nach dem neuen KrWG, ZUR 2012, 474 ff. (Teil 1) und
ZUR 2012, 543 ff. (Teil 2); zur früheren Rechtslage nach dem seit 1996
bis 2012 geltenden KrW-/AbfG siehe Giesberts, Vermischung von Ab-
fällen: Gebote und Verbote im deutschen und europäischen Abfallrecht,
NVwZ 1999, 600 ff.
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mäß Abschnitt 3 der Tabelle 2, Anhang 3 DepV an Gren-
zen. Eine Behandlung der Phosphatierschlämme mit an-
deren Abfällen zur gezielten Herstellung der bergtechni-
schen Vorgaben für den Versatz ist zwar möglich (und
wird auch vielerorts in gewährter Weise praktiziert), ist
aber ebenfalls sinnlos, wennmandemVermischungsver-
bot einen Inhalt beimisst, wonach auf die Einhaltung der
Parameter, wie sie für die End-Entsorgungsanlage (z.B.
das Bergwerk) gelten, im einzelnen, noch unvermischten
Abfall abstellen wollte.

Die Liste der Beispiele lässt sichmühelos verlängern. Die so-
mit für die Entsorgungspraxis höchst relevante Frage, wie
das Vermischungsverbot aufzufassen ist, wird gerade in
jüngster Zeit verstärkt diskutiert. So stellt sich das NRW-
Umweltministerium in einem Erlass vom 1.7.20162 auf den
Standpunkt, gefährlicheAbfällemüsstenschonvordemVer-
mischen die jeweiligen Annahmegrenzwerte der End-Ent-
sorgungsanlage im einzelnen Abfall einhalten, weil nur so
das Vermischungsverbot des § 9 Abs. 2 KrWG hinsichtlich
gefährlicher Abfälle durchgesetzt und effektiv kontrolliert
werden könne. Dabei stützt sich das Ministerium auf zwei
Kommentarstellen, die aber ihren Standpunkt ausschließ-
lich mit Vollzugsüberlegungen (bessere Überwachbarkeit)
begründen.3 Rechtsprechung zu dieser Frage gibt es, soweit
ersichtlich, in veröffentlichter Form hinsichtlich der Vermi-
schung gefährlicher Abfälle bislang nicht. Deshalb scheint
eine nähere Befassung mit der Problematik angezeigt.

II. Was sagt das Gesetz – und was sagt es nicht?

Im Folgenden wird zunächst die europarechtliche Aus-
gangslage dargestellt. Daran anknüpfend wird geprüft, ob
sich § 9 Abs. 2 KrWGwirklich eine Aussage des Inhalts ent-
nehmen lässt, im Fall der Vermischung gefährlicher Abfäl-
le zur Aufbereitung für den weiteren Entsorgungsweg in

der End-Entsorgungsanlage müssten die jeweiligen Annah-
megrenzwerte der End-Entsorgungsanlage bereits im ein-
zelnen Abfall eingehalten werden.

1. Art. 18 RL 2008/98/EG

Europarechtlich ist das Verbot der Vermischung gefährli-
cher Abfälle in Art. 18 RL 2008/98/EG geregelt. Die Vermi-
schung ist hier ein Oberbegriff für die Zusammenführung
gefährlicher Abfälle. Sie schließt die Verdünnung gefährli-
cher Stoffe ein (Art. 18 Abs. 1 RL 2008/98/EG). Bereits das
Europarecht gestattet den Mitgliedstaaten, unter gewissen
Bedingungen eine Vermischung (keine Verdünnung) zuzu-
lassen. Die Mitgliedstaaten dürfen die Vermischung zulas-
sen, wenn „Einrichtungen oder Unternehmen“ dafür eine
Genehmigung gemäß Art. 23 RL 2008/98/EG haben, wenn
weiter die Bestimmungen des Art. 13 im Hinblick auf den
Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt er-
füllt sind, undwenn schließlich dasMischverfahren im Ein-
klang mit der besten verfügbaren Technik steht.

Schon demWortlaut des Art. 18 RL 2008/98/EG ist nicht
zu entnehmen, dass gefährliche Abfälle im Fall ihrer Vermi-
schung zwingend die jeweiligen Annahmegrenzwerte der
nachfolgenden End-Entsorgungsanlage vor der Vermi-
schung einhaltenmüssen. Unter „Vermischung“ i.S.d. Richt-
linie ist jede Veränderung der Natur oder Zusammenset-
zung der Abfälle zu verstehen, d.h. jede Änderung der che-
mischen und/oder physikalischen Eigenschaften und jede
Veränderung der Stoffanteile des Abfalls.4 Die Verdünnung
ist nach dem Regelungssystem des Art. 18 Abs. 1 S. 2 RL
2008/98/EG einUnterfall derVermischung. Der Begriff „Ver-
dünnung“ enthält ein subjektives Element, weil darunter
nämlich die Veränderung der Stoffanteile bei Abfallgemi-
schen verstanden wird, „um dadurch die Konzentration ge-
fährlicher Stoffe in den gefährlichen Abfällen zu verändern
bzw. herabzusetzen“.5 Während Verdünnungen nach Maß-
gabe des Art. 18 RL 2008/98/EG generell unzulässig sind,
enthältArt. 18Abs. 2 derRichtlinie dieVoraussetzungen für
eine vonAbs. 1 abweichende Zulässigkeit der Vermischung,
die die Mitgliedstaaten gestatten dürfen. Wenngleich diese
Regelungen deutlich restriktiver und auch präziser ausge-
staltet sind als die zuvor geltenden Vorgaben aus Art. 2
Abs. 3 RL 91/689/EWG (der früheren Richtlinie über gefähr-
liche Abfälle), wird in der Kommentarliteratur mit Recht
festgehalten, es sei nicht zu verkennen, dass auch die in
Art. 18 RL 2008/98/EG formulierten Voraussetzungen den
MitgliedstaateneinengewissenGestaltungsspielraumeröff-
nen, wann sie Vermischungen gestatten. Dies gilt insbeson-
dere in Ansehung des Art. 18 Abs. 2 lit. b) RL 2008/98/EG.6

Insgesamt lässt sich deshalb aus dem Europarecht keine
strikte Aussage mit dem Inhalt ableiten, aus Art. 18 Abs. 2
RL 2008/98/EG folge bereits, dass die Annahmegrenzwerte
der End-Entsorgungsanlage bei der zielgerichteten Vermi-
schung (nicht: Verdünnung) von Abfällen nach den Vorga-

2 Vgl. Erlass des MKULNV NRW zur Auslegung des Vermischungsverbo-
tes nach § 9 Abs. 2 KrWG – IV-2-422.10.01 – vom 1.7.2016.

3 Vgl. Rüdiger, in: v. Lersner/Wendenburg/Versteyl, Recht der Abfallbe-
seitigung, EL 1/2010, Art. 18 RL 2008/98/EG, Rn. 36 mit einer aus-
schließlich an Vollzugserleichterungen orientierten Begründung; ferner
– auf die Kommentierung von Rüdiger lediglich verweisend – Kropp,
in: Jarass/Petersen, KrWG, 1. Aufl. 2014, § 9 Rn. 54.

4 S. Epiney/Heuck, in: Fluck/Frenz/Fischer/Franßen, Kreislaufwirtschafts-
recht, Abfallrecht und Bodenschutzrecht, Band 10, 124. EL Juni 2015,
Art. 15–22 RL 2008/98/EG, Rn. 35 ff. (37); vgl. auch Giesberts, Vermi-
schung von Abfällen: Verbote und Gebote im deutschen und gemein-
schaftsrechtlichen Abfallrecht, NVwZ 1999, 600 ff. (601).

5 Epiney/Heuck, a.a.O., Rn. 39; Rüdiger, in: Von Lersner/Wenden-
burg/Versteyl, Recht der Abfallbeseitigung des Bundes, der Länder und
der EU, Band V, Art. 18 RL 2008/98/EG, Rn. 12, 28; Giesberts, NVwZ
1999, 600 (603); Kropp, Getrennthaltungsgebote und Vermischungs-
verbote nach dem neuen KrWG, Teil 2, ZUR 2012, 543 ff. (546 f.).

6 S. nochmals Epiney/Heuck, in: Fluck/Frenz/Fischer/Franßen, Fn. 4,
Rn. 41.

P
er

m
is

si
on

 g
ra

nt
ed

 to
 u

se
r:

 

P
ow

er
ed

 b
y 

T
C

P
D

F
 (

w
w

w
.tc

pd
f.o

rg
)



AbfallR 5 2016232 Entmischtes zum Vermischungsverbot des § 9 Abs. 2 KrWG

ben der End-Entsorgungsanlage stets schon im einzelnen
Abfall vor der Vermischung eingehalten werden müssen.

2. § 9 Abs. 2 KrWG

Artikel 18RL2008/98/EG ist inDeutschlanddurch § 9KrWG
für Abfälle zur Verwertung bzw. durch § 15 Abs. 3 KrWG
für Abfälle zur Beseitigung (der auf § 9 Abs. 2 KrWG ver-
weist) umgesetzt. Auch daraus ergibt sich jedoch nichts für
die Schlussfolgerung, esmüssten imFall einerVermischung
von Abfällen die Annahmegrenzwerte der End-Entsor-
gungsanlage bereits im einzelnen, unvermischten Abfall
eingehalten werden. Das genaue Gegenteil ist der Fall, was
sich gerade anhand der Entstehungsgeschichte des KrWG
nachweisen lässt. Im Einzelnen:

a. Wortlaut

SchonausdemWortlautdes § 9Abs. 2KrWG(entsprechend
dann auch nach § 15 Abs. 3 KrWG für Abfälle zur Beseiti-
gung) ergibt sich nichts dafür, dass im Fall einer ansonsten
zulässigenVermischung gefährlicher Abfälle die Annahme-
grenzwertederEnd-Entsorgungsanlage schon imeinzelnen,
unvermischten Abfall eingehalten werden müssten.

§ 9 Abs. 2 S. 2 KrWG gebietet vielmehr eine einzelfallbe-
zogene Betrachtung nach den Kriterien des § 7 Abs. 3
KrWG. Nach dieser Bestimmung hat die Verwertung von
Abfällen ordnungsgemäß (d.h. in Übereinstimmung mit
dem KrWG und anderen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten) und schadlos zu erfolgen. Schadlos erfolgt sie,

„wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß
der Verunreinigungen und der Art der Verwertung Beein-
trächtigungen des Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwar-
ten sind, insbesondere keine Schadstoffanreicherung im
Wertstoffkreislauf erfolgt“.

Dieser Gesetzeswortlaut lässt bereits nicht den zwingenden
Schluss zu, die Schadlosigkeit eines Verwertungsvorgangs
im Fall der Vermischung sei nur dann gewährleistet, wenn
bei derVermischung vonAbfällen zur Einstellung bestimm-
ter Parameter auf Vorgabe der End-Entsorgungsanlage die
Annahmegrenzwerte derEnd-Entsorgungsanlage imeinzel-
nenAbfall erfüllt seien. Auch lässt sich bei derVermischung
nicht davon reden, es erfolge dadurch (!) eine Schadstoffan-
reicherung imWertstoffkreislauf,wenndochdurchdenVor-
gang der Vermischung erst dafür Sorge getragen wird, dass
die von Gesetzes wegen vorrangige Verwertung bestimmter
Abfälle möglich wird, nicht nur die Beseitigung,7 undwenn
die Verwertung unter Einhaltung verwertungsspezifischer
Vorgaben z.B. des Bergrechts (VersatzV) oder der Abfallver-
brennung (17. BImSchV) so stattfindet, dass die Stoffe dem
Wirtschaftskreislauf anschließend nicht mehr zur Verfü-
gung stehen. Im Gegenteil: Der im Wortlaut des § 9 Abs. 2
KrWG enthaltene Verweis auf die Schadlosigkeit i.S.d. § 7

Abs. 3 KrWG impliziert, dass hier eine Betrachtung des Ge-
samtvorganges unter Einschluss des Vermischungsvor-
gangs und dessen Ergebnisses stattzufinden hat.

b. Regelungssystematik

Was derWortlaut des § 9 Abs. 2 S. 2 KrWGbereits nahelegt,
wird deutlich bestätigt durch die Regelungssystematik, in
die diese Regelung gestellt ist.

Im Rahmen von § 7 Abs. 3 KrWG ist eine Verwertung
stets einzelfallbezogen zu beurteilen. Das Merkmal der
Schadlosigkeit gebietet eine Betrachtung des Einzelfalls
nach der Beschaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß der Ver-
unreinigungen und der Art der Verwertung (vgl. § 7 Abs. 3
S. KrWG). Das löst sich von einer formalisierten Betrach-
tungsweise,diemöglicherweise–umdererleichtertenNach-
vollziehbarkeit anhand von Abfallschlüsselnummern im
NachweisverfahrenWillen – gerade keine einzelfallbezoge-
ne, sondern eine stark typisierende Betrachtung bevorzugt.8

Deshalb wird in der überwiegenden Kommentarliteratur
zum Teil sehr deutlich darauf hingewiesen, maßgebend für
die Beurteilung der Schadlosigkeit sei nicht die Zuordnung
der Ausgangsstoffe zu bestimmten Abfallschlüsselnum-
mern, sondern die stoffliche Zusammensetzung bzw. die
chemisch-physikalischen Eigenschaften des Abfalls.9 Dafür
spricht auch, dass bei der Vermischung von Abfällen aus
den Ausgangsstoffen der Vermischung ein „neuer“ Abfall
entsteht, wie sich vor allem aus § 3 Abs. 8 Nr. 2 KrWG – der
Definition des „Zweiterzeugers“ vonAbfällen – ergibt.10 Die
Vermischung bringt eine Veränderung der Natur oder Zu-
sammensetzung der Abfälle mit sich, d.h. eine Änderung
der chemischen und/oder physikalischen Eigenschaften
oder eineVeränderungder Stoffanteile desAbfalls.11Sofern
also Abfälle gemischt werden, zählt dieses Gemisch als ein
(neuer) Abfall.12 Die Richtigkeit dieser Sichtweise wird
durch das System der Abfallverzeichnisverordnung13 –

7 Vgl. zur eingeschränkten Bedeutung der „Anreicherung im Wertstoff-
kreislauf“, wenn andere Regelungen (vgl. VersatzV oder 17. BImSchV)
dazu detaillierte Vorgaben enthalten: Frenz, Fn. 4, § 7 KrWG,
Rn. 116 ff.;Reese, in: Jarass/Petersen, Fn. 1, § 7, Rn. 56 f. („Reservefunk-
tion des Schadlosigkeitsgebots“); s. auch Kopp-Assenmacher, in: ders.,
KrWG, 2015, § 7 Rn. 34, der in erster Linie auf die Notwendigkeit der
Verhinderung einer Schadstoffanreicherung in der Nahrungskette ver-
weist.

8 Vgl. zu dieser Betrachtungsweise bspw. Reese, Fn. 7, Rn. 51 ff.

9 S. etwa Kopp-Assenmacher, in: ders., KrWG, 1. Auflage 2015, § 7,
Rn. 28 ff. (30).

10 Vgl. z.B. Petersen, in: Jarass/Petersen, Fn. 1, § 3, Rn. 165 ff. (171) für
den Betreiber einer Abfallbehandlungsanlage.

11 Vgl. nur Petersen, Fn. 10, Rn. 169 f. mit zahlreichen Nachweisen.

12 Kopp-Assenmacher, a.a.O., § 7, Rn. 30; Frenz, in: Fluck/Frenz/Fi-
scher/Franßen, a.a.O., § 7 KrWG, Rn. 87, 89; ebenso Schink, in:
Schink/Versteyl, KrWG, 1. Aufl. 2012, § 7, Rn. 38, 39; s. ferner Mann,
in: Versteyl/Mann/Schomerus, KrWG, 3. Aufl. 2012, § 7, Rn. 19.

13 Abfallverzeichnisverordnung – AVV – vom 10.12.2001, BGBl. I S. 3379,
zuletzt geändert durch Verordnung vom 4.3.2016, BGBl. I S. 382.
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AVV – bestätigt. Die Anlage zu § 2 Abs. 1 AVV enthält mit
Abschnitt 19 einen eigens auf (u. a.) Abfälle aus Abfallbe-
handlungsanlagen zugeschnittenen Abschnitt, der zeigt,
dass im Fall der Behandlung von Abfällen, bei der sich eine
Änderung der Natur oder Zusammensetzung der Abfälle er-
gibt, ein (rechtlich) neuer Abfall entsteht. Dieser Abfall ist
dann der Stoff, der an den Annahmegrenzwerten der End-
Entsorgungsanlagezumessen ist.NachdergesetzlichenSys-
tematik spricht nichts dafür, dass die Ausgangsstoffe der
Abfallmischung dafür noch eine Rolle spielen. Die Mi-
schung selbst ist vielmehr im Hinblick auf die Schadlosig-
keit der weiteren Entsorgung (§ 9 Abs. 2 KrWG für Abfälle
zur Beseitigung, § 15 Abs. 3 i.V.m. § 9 Abs. 2 KrWG für Ab-
fälle zur Beseitigung) in der End-Entsorgungsanlage zu be-
urteilen.

Würde man hier, wie es etwa der schon angesprochene
Erlass des NRW-Umweltministeriums vom 1.7.2016 unter-
nimmt, dem gefundenen Ergebnis das grundsätzliche Ver-
dünnungsverbot entgegenhalten, so wäre das rechtlich zir-
kulär. Zwar ist es richtig, dass das Verdünnungsverbot als
solches absolut gilt. Jedoch ist das Verdünnungsverbot le-
diglich einUnterfall derVermischung, das –wie oben schon
aufgezeigt – stets ein subjektives Element enthält, weil dar-
unter dieVeränderung der Stoffanteile bei Abfallgemischen
verstanden wird, um dadurch die Konzentration gefährli-
cher Stoffe in den gefährlichen Abfällen zu verändern bzw.
herabzusetzen. Die Zulässigkeit der Vermischung, wie sie
in § 9 Abs. 2 KrWG unter bestimmten Regularien geregelt
wird, wird dadurch nicht beeinträchtigt, denn hierbei steht
ja gerade nicht die Herabsetzung der Konzentration gefähr-
licher Stoffe in gefährlichen Abfällen im Vordergrund, son-
dern die Herstellung eines Stoffgemisches nach den Anfor-
derungen bzw. „Rezepturen“ der nachgelagerten End-Ent-
sorgungsanlage. Diese Unterscheidung zwischen Vermi-
schung und Verdünnung ist durchaus auch in anderen Um-
weltrechtsbereichen bekannt. So trennt etwa das Abwasser-
recht (vgl. § 3 Abs. 3 AbwV) ebenfalls zwischen Vermi-
schung und Verdünnung. Auch das Immissionsschutzrecht
(vgl. z.B. Nr. 5.1.2 TA Luft für die Verdünnung von Abgas
unddieAußerachtlassungbei der BestimmungvonMassen-
konzentrationen) macht insoweit Unterschiede.

Letztlich lässt sich auch demBVT-Merkblatt über die bes-
ten verfügbaren Techniken für Abfallbehandlungsanlagen
nichts Gegenteiliges entnehmen, welches dann bei der Prü-

fung der Frage von Bedeutung ist, ob das Vermischungsver-
fahren dem Stand der Technik entspricht (§ 9 Abs. 2 S. 2
Nr. 3 KrWG). In dem dortigen Text heißt es unter Nr. 2.1.5
(englische Originalfassung: blending and mixing), wo die
primäre Funktion der Abfallvermischung in der Verdün-
nung liege, um weniger strengen Regelungen zu unterlie-
gen, sei die Vermischung verboten. Dies deckt sich mit der
oben schon herausgestellten, allgemeinen Unterscheidung
zwischen der Vermischung und dem Unterfall der Verdün-
nung, bei der es begrifflich immer darum geht, Schadstoff-
werte herabzusetzen, umdadurchweniger strengeRegelun-
gen zu erreichen. Bei der Vermischung steht das jedoch ge-
rade nicht im Vordergrund.

Aus der Regelungssystematik, also aus der Zusammen-
schau der anderen kreislaufwirtschaftsrechtlichen Regelun-
gen, ergibt sich folglich nichts dafür, dass bei gezielt ver-
mischten Abfällen, deren Vermischung zur Herstellung ei-
ner „Rezeptur“ nach den Anforderungen der End-Entsor-
gungsanlage erfolgt, für die Zulässigkeit der Entsorgung in
der End-Entsorgungsanlage auf die Schadstoffgrenzwerte
im einzelnen, noch unvermischten Abfall abzustellen sei.
Das Gegenteil ist danach richtig.

c. Wille des Gesetzgebers

Letztlich spricht auch der erkennbare Wille des Gesetzge-
bers des KrWG, wie er aus den Gesetzesmaterialien ables-
bar ist, sehr deutlich dafür, dass die Schadstoffwerte im ein-
zelnen, unvermischtenAbfall bei zulässigerweise vermisch-
ten Abfällen keine Rolle mehr spielen, wenn es um den Ab-
gleich mit Schadstoffgrenzwerten der End-Entsorgungsan-
lage geht:

Im Gesetzgebungsverfahren, welches zumKrWG führte,
hat der Bundesrat zum Gesetzentwurf u.a. im Hinblick auf
§ 9 Abs. 2 S. 2 des KrWG-Entwurfs Stellung bezogen. Unter
anderemsollte dort in dendamaligenGesetzentwurf der Zu-
satz eingefügt werden, dass die Anforderungen an eine ord-
nungsgemäße und schadlose Verwertung „für jeden einzel-
nen unvermischten Abfall“ zu prüfen seien. Das hatte zuvor
der Umweltausschuss des Bundesrats so empfohlen.14 Ge-
nau diese Betrachtung hat sich, wieman demGesetzeswort-
laut zwanglos entnehmen kann, jedoch nicht durchgesetzt.
Die herrschende Auffassung in der Kommentarliteratur lei-
tet daraus zutreffend ab, dass sich deshalb gerade nicht for-
dern lässt, dass die Anforderungen an eine ordnungsgemä-
ße und schadlose Verwertung nach § 7 Abs. 3 KrWG bezo-
gen auf den einzelnen, unvermischten Abfall geprüft wer-
den müssen.15 Daraus lässt sich entnehmen, dass auch die
Betrachtung der Entstehungsgeschichte des KrWG gerade
mit Blick auf den absichtlich „unerfülltenWunsch“ des Bun-
desrats die Auffassung stützt, dass die Anforderung an ei-
ne ordnungsgemäße und schadlose Verwertung (§ 9 Abs. 2
i.V.m. § 7 Abs. 3 KrWG) bzw. an die schadlose Beseitigung
(§ 15Abs. 3 i.V.m. § 9Abs. 2 KrWG) „für jeden einzelnen un-
vermischten Abfall“ zu prüfen sind. Der somit deutlich do-

14 Vgl. BR-Drucks. 2016/1/11 vom 17.5.2011, S. 11, 12 zu der Empfeh-
lung des federführenden Bundesratsausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit; vgl. BR-Drucks. 2016/11 vom 27.5.2011,
S. 9, zur Stellungnahme des Bundesrats.

15 S. Kopp-Assenmacher, a.a.O., § 9, Rn. 52 ff. (53); Müggenborg, in:
Schink/Versteyl, a.a.O., § 9, Rn. 27 f. (28); ähnlich Beckmann, in: Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, Loseblatt, Band II, Stand 79. EL Februar
2016, § 9 KrWG, Anmerkung II.2, 4; Frenz, in: Fluck/Frenz/Fischer/Fran-
ßen, a.a.O., § 9 KrWG, Rn. 33 ff. (35), der ebenfalls nicht auf die Ein-
haltung von Schadstoffgrenzwerten der End-Entsorgungsanlagen im un-
vermischten Abfall abstellt.
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kumentierte gesetzgeberische Wille kann nicht im Verwal-
tungsvollzug „korrigiert“ werden.

3. Keine „vollzugsorientierte Gesetzesauslegung“

Die vorstehendeBetrachtung zeigt auf, dassweder derWort-
laut noch die Systematik noch die Entstehungsgeschichte
des KrWGAnhaltspunkte dafür geben, dass bei der ansons-
ten zulässigen Vermischung von Abfällen zur Herstellung
der „Rezepturen“ nach Vorgabe der End-Entsorgungsanla-
gen (z.B. was die Rieselfähigkeit, das Eluat-Verhalten oder
dieKorngrößebetrifft) aufdeneinzelnen,nochunvermisch-
ten Abfall als Ausgangsstoff eines solchen Gemischs abzu-
stellenunddessenSchadstoffgehalte beimAbgleichmit den
Annahmegrenzwerten der End-Entsorgungsanlage zugrun-
de gelegt werden müssen. Die Kommentarstellen, auf die
sich beispielsweise der Erlass des NRW-Umweltministeri-
ums vom 1.7.2016 stützt,16 argumentieren ausschließlich
vollzugsorientiert und ohne nähere Begründung aus der
Richtlinie 2008/98/EG bzw. dem KrWG heraus. Abgesehen
davon, dass eine „vollzugsorientierte“ Auslegung nicht dem
anerkannten juristischen Methodenkanon zur Ermittlung
eines Normzwecks entspräche,17 wäre der Gedanke der Auf-
sichtserleichterung dem Ordnungsrecht auch als Motivati-
on von Einzelfallmaßnahmen fremd. Die Aufsichtserleich-
terung darf auch für die Tätigkeit von Sonderordnungsbe-
hörden – worum es sich bei den Kreislaufwirtschafts- und
Abfallbehörden handelt – nicht im Vordergrund von Maß-

nahmen stehen.18 Deshalb taugt dieser Ansatz auch nicht
zur erlassweisen Anleitung nachgeordneter Behörden, die
ihre Tätigkeit nicht danach ausrichten dürfen, welches Ge-
setzesverständnis ihnen ihre Aufgabenerfüllung am leich-
testen macht.

III. Ergebnis

Im Ergebnis ist deshalb festzuhalten, dass sich die Überprü-
fung der ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung
(§ 9 Abs. 2 i.V.m. § 7 Abs. 3 KrWG) bzw. der am Wohl der
Allgemeinheit orientierten Beseitigung von Abfällen (§ 15
Abs. 2, 3 i.V.m. § 9 Abs. 2 KrWG) bei Abfällen, die in dafür
zugelassenen Abfallbehandlungsanlagen nach dem Stand
der Technik vermischt worden sind, nicht an den Eigen-
schaften des einzelnen, unvermischten Abfalls auszurich-
ten hat, sondern an der im Einzelfall bezogenen chemisch-
physikalischen Eigenschaft des Gemischs. Dieses Gemisch
muss in die End-Entsorgungsanlage „passen“.

16 S. insoweit Rüdiger, in: von Lersner/Wendenburg/Versteyl, a.a.O.,
Art. 18 RL 2008/98/EG, Rn. 34 ff. (36); unter Verweis darauf Kropp, in:
Jarass/Petersen, a.a.O., § 9 Rn. 54.

17 Zu diesen „Grundregeln der methodischen Navigation“ vgl. etwa Rüt-
hers, Wozu auch noch Methodenlehre?, JuS 2006, 865 ff. (867) m.w.N.

18 Vgl. etwa für das Ordnungsrecht NRW: Nayebagha, in: Möstl/Kugel-
mann, Beck-OK Polizei- und Ordnungsrecht, Stand 1.4.2015, § 20
OWG NRW Rn. 38 m.w.N.


